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Unterschiedliche Wege zur Bürger-
beteiligung in der Wasserwirtschaft
ATV-DVWK-Tagung
zum Partizipationsgebot in der EG-Wasserrahmenrichtlinie

Nikolaus Geiler (Freiburg)

Das in der EG-Wasserrahmenrichtlinie in 
Art. 14 enthaltene Gebot zur Öffentlich-
keitsbeteiligung bei der wasserwirt-
schaftlichen Planung wird in den deut-
schen Bundesländern sehr unterschied-
lich umgesetzt. Bei einem ATV-DVWK-
Workshop am 27. April 2004 in Kassel 
wurden eher in die Breite gehende Parti-
zipationsprozesse ebenso wie aus-
schließlich zentralistisch angelegte 
Modelle zur Öffentlichkeitsbeteiligung 
vorgestellt. Hervorgehoben wurde auf 
dem Workshop, dass nicht nur die Be-
wirtschaftungsplanungen einem Partizi-
pationsgebot unterworfen sind, sondern 
dass die „interessierten Kreise“ bereits 
in die Implementierung der Richtlinie 
einzubeziehen sind. Nachfolgend wird 
ein Teil der in Kassel gehaltenen Refera-
te kurz zusammengefasst.

Geist und Buchstaben des Partizi-
pationsgebotes der Wasserrahmen-
richtlinie

Eingangs der Tagung stellte Heide Jekel, 
Wasserrechtlerin im Bundesumweltmi-
nisterium, die Grundzüge des Partizipati-
onsgebotes in der EG-Wasserrahmen-
richtlinie vor. Als verpflichtenden Kern 
des Partizipationsgebotes der Richtlinie 
bezeichnete Jekel den dreistufigen Anhö-
rungsprozess bei der Aufstellung des 
Bewirtschaftungsplans (Art. 14, Abs. 1, 
Satz 2):

1.  Danach müssten die zuständigen 
Bewirtschaftungsbehörden bis De-
zember 2006 einen Zeitplan sowie 
ein Arbeitsprogramm für den Anhö-
rungsprozess vorlegen. Diese Unter-
lagen müssten erläutern, welche Be-
hörde wann was unternimmt und wie 
sich die Öffentlichkeit in diese Pla-
nungen einbringen könne.

2.  Bis Dezember 2007 müsse der Öffent-
lichkeit eine Darstellung der wichtigs-

ten Bewirtschaftungsfragen zugäng-
lich gemacht werden – dazu gehöre 
beispielsweise die Erläuterung einer 
fehlenden Durchgängigkeit sowie von 
besonders hohen Schad- oder Nähr-
stoffbelastungen.

3.  Bis Dezember 2008 muss dann der 
Entwurf des Bewirtschaftungsplans 
für die gesamte Flussgebietseinheit 
vorgelegt werden. Bei grenzüber-
schreitenden Gewässern muss der 
Entwurf für einen internationalen 
 Bewirtschaftungsplan publiziert wer-
den.

Eine Partizipation im Sinne der Richtlinie 
muss nach Ansicht von Heide Jekel aber 
über den dreistufigen Anhörungsprozess 
hinaus gehen. Eine Einbindung der Be-
völkerung sei schon bei der Implementie-
rung der Richtlinie erforderlich, auch die 
Umsetzung der Richtlinie erfordere eine 
aktive Beteiligung der interessierten 
Kreise. Das bedeute, dass bereits bei der 
jetzt laufenden „Bestandsaufnahme“ 
nach Art. 5 und bei der Planung des Mo-
nitorings für die gefährdeten Gewässer 
eine Beteiligung der Öffentlichkeit anzu-
streben sei. Der Begriff der Öffentlichkeit 
solle dabei nach Ansicht des BMU weit 
ausgelegt werden.

Jekel unterstrich, dass die Richtlinie der 
Bevölkerung in der wasserwirtschaftli-
chen Planung keine Mitbestimmungs-
rechte einräumt. Bei aller Bürgerbeteili-
gung müssen letztlich die Behörden 
entscheiden. Sie warnte ferner davor, 
hinsichtlich des Partizipationsgebotes in 
der Bevölkerung eine falsche Erwar-
tungshaltung aufzubauen. Es könne 
„nicht erwartet werden, dass jede Stel-
lungnahme Eins zu Eins umgesetzt wird. 
Der Einfluss der organisierten wie der 
nichtorganisierten Öffentlichkeit wird 
begrenzt sein“.

Der kleinteilige Beteiligungspro-
zess in Schleswig-Holstein

Nach dem einleitenden Vortrag berichte-
te Sabine Rosenbaum vom Umweltmi-
nisterium Schleswig-Holstein über die 
bisherigen Partizipationserfahrungen im 
nördlichsten Bundesland. Hier nimmt 
man „für sich in Anspruch, dass man in 
Schleswig-Holstein den Begriff der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung sehr weit ausge-
legt“ habe – dies schon deswegen, weil 
die Richtlinie „weit in die Fläche“ hinein-
reiche. Man habe deshalb in Schleswig-
Holstein unter dem Slogan: „Auf zu neu-
en Ufern! – Mehr Natur für unser Wasser“ 
eine breite Öffentlichkeitskampagne ge-
startet. Mit Flyern, Postern, einem Info-
mobil, Seenquartettkarten, Wassermärk-
ten und einer Vielzahl von Veranstaltun-
gen habe man versucht, in der Öffentlich-
keit „das Bewusstsein für Wasser zu 
stärken“ und die ökologischen Funktio-
nen des Wassers zu verdeutlichen.

Wenn die EG-Wasserrahmenrichtlinie in 
Schleswig-Holstein erfolgreich umge-
setzt werden soll, dann komme gerade 
den Mitarbeitern und Mitgliedern der 
Wasser- und Bodenverbände eine ent-
scheidende Bedeutung zu. Die 500 Was-
ser- und Bodenverbände seien vom Mi-
nisterium gebeten worden, sich inner-
halb der 34 in Schleswig-Holstein festge-
setzten Sub-Flusseinzugsgebiete zu 
organisieren. In jedem dieser 34 Bearbei-
tungsgebiete hätten sich die Wasser- und 
Bodenverbände auf einen Verband geei-
nigt, der federführend für die Umsetzung 
der Richtlinie verantwortlich zeichnet. 
Um diesen jeweils verantwortlichen Ver-
band wurden Arbeitsgruppen gebildet, in 
die die regionalen Gliederungen der was-
serwirtschaftlich interessierten Verbän-
de und Interessengruppen jeweils einen 
Delegierten entsenden. Die 400 in die 
Arbeitsgruppen delegierten Vertreter 
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sollen auch eine Multiplikatorfunktion 
wahrnehmen, über die ebenfalls eine 
Einbindung der Bevölkerung in die was-
serwirtschaftliche Planung erreicht wer-
den soll.

Das Thüringer Drei-Säulenkonzept
Dipl.-Ing. Volker Lutz, Referent zur Umset-
zung der Richtlinie im Thüringer Umwelt-
ministerium, stellte das „Thüringer Drei-
Säulenkonzept“ vor. Das Konzept fußt 
auf den Grundprinzipien zur Umsetzung 
der Richtlinie, die in Thüringen im Januar 
2001 verabschiedet worden sind. Ange-
strebt wird dabei u. a. „ein offener Um-
setzungsprozess mit hoher Transparenz 
unter Einbindung der interessierten 
 Kreise“.
●   Das „Drei-Säulen-Konzept“ beruhe 

erstens auf Information. Dazu habe 
man in Erfurt einen thüringenspezifi-
schen Infobrief in bislang fünf Ausga-
ben herausgegeben (Anforderung für 
den E-Mail-Versand: e.gernandt@tml
nu.thueringen.de). Außerdem habe 
man eine Ausstellung zur Wasserrah-
menrichtlinie erstellt, die die wesent-
lichen Aussagen der Richtlinie visua-
lisieren soll.

●   Die zweite Säule bestehe in der Initi-
ierung eines aktiven Beteiligungspro-
zesses. Dazu sei auf Landesebene ein 
Beirat eingerichtet worden. In den 
Flusseinzugsgebieten wurden zudem 
„Gewässerforen“ einberufen sowie 
regionale Informationsveranstaltun-
gen durchgeführt. Der Beirat und die 
„Gewässerforen“ seien „nicht als 
Frontalveranstaltung“ konzipiert. An-
gestrebt würde eine Mitgestaltung 
durch die interessierten Kreise. Die 
Beteiligung der Öffentlichkeit müsse 
„permanent“ erfolgen, „damit die in-
teressierten Kreise bei der schnell 

getakteten Richtlinie den roten Faden 
nicht verlieren“.

●   Die dritte Säule manifestiert sich so-
dann in der formalen dreistufigen 
Anhörung, wie sie in der Richtlinie in 
Art. 14 verankert ist.

Die Aufgabe der „Gewässerforen“ sei es, 
Modellvorhaben zu benennen, an denen 
die Umsetzung der Richtlinie geübt wer-
den könne. Dazu habe man in Thüringen 
einen Ideenwettbewerb zur Einreichung 
von Modellvorhaben initiiert. Die viel 
versprechendsten Modellvorhaben wer-
den vom Ministerium finanziert. Voraus-
setzung sei aber, dass für die betreffen-
den Modellvorhaben in den Gewässerfo-
ren bindende Beschlüsse erreicht wer-
den.

Trotz der kurzen Zeitspanne des Ideen-
wettbewerbs seien 90 Vorhaben einge-
reicht worden.

Der Bayerische Top-Down-Ansatz

Dr. Werner Wahliss vom Bayrischen Um-
weltministerium stellte das bayerische 
Konzept vor. Wie der Referent ausführte, 
habe man in Bayern noch kein abge-
schlossenes Konzept für die Öffentlich-
keitsbeteiligung vorzuweisen, weil sich 
dieses im Prozess erst entwickeln müsse 
und weil die Öffentlichkeitsbeteiligung 
ohnehin regional verschieden ablaufen 
werde – denn: „In Bayern ist die Öffent-
lichkeit regional sehr heterogen zusam-
mengesetzt.“ Für die interessierten Krei-
se soll ab 2005 die Homepage www.was
serrahmenrichtlinie.bayern.de im Netz 
zugänglich sein.

Als erster Schritt zur Öffentlichkeitsbetei-
ligung wurde in Bayern das „Wasserfo-
rum Bayern“ einberufen. Im „Wasserfo-
rum“ arbeiten zwanzig wasserwirtschaft-

lich orientierte Spitzenverbände des 
Freistaates mit. Die Moderation der nicht 
öffentlichen Sitzungen erfolgt durch ein 
Fachbüro. Ein Ergebnisprotokoll wird 
veröffentlicht. Die Homepage www.wass
erforum.bayern.de fungiert als Service-
basis für das „Wasserforum Bayern“.

Wie der Referent erläuterte, ist das „Was-
serforum“ bewusst als „Top-Down-Ver-
anstaltung“ angelegt. Der weitergehende 
Partizipationsprozess soll nach Bedarf 
organisch wachsen – „und zwar nach 
marktwirtschaftlichen Kriterien“, also 
nach Angebot und Nachfrage. Es soll in 
Bayern zu „keinem zwanghaften Aufbau 
einer Beteiligungsbürokratie“ kommen. 
Der künftige Beteiligungsprozess werde 
sich in Bayern auf die dortigen zehn was-
serwirtschaftlichen Planungsgebiete er-
strecken. Pro Planungsgebiet werde es 
jeweils ein federführendes Wasserwirt-
schaftsamt geben.

Der in die Fläche gehende 
 Beteiligungsprozess in 
Nordrhein-Westfalen
Dipl.-Ing. Fritz Capito vom Staatlichen 
Umweltamt in Krefeld berichtete über 
den Stand der Umsetzung der Richtlinie 
in Nordrhein-Westfalen und den dort 
stattfindenden Beteiligungsprozess. In 
Nordrhein-Westfalen war beim Umwelt-
ministerium eine „Steuerungsgruppe“ 
mit 40 Akteuren angesiedelt worden. 
Daneben sind diverse Arbeitsgruppen zu 
Spezialthemen eingerichtet worden. Um 
den Beteiligungsprozess in die Fläche zu 
treiben, wurden in den zwölf großen Flus-
seinzugsgebieten Nordrhein-Westfalens 
zudem zwölf regionale Leitungsgruppen 
etabliert. In den Geschäftsstellen sind 
klein gehaltene Kernarbeitskreise zu Tei-
leinzugsgebieten angesiedelt.

Als besonders erwähnenswert erachtete 
es der Referent, dass ein Ergebnis der 
Evaluierung der bisherigen Öffentlich-
keitsbeteiligung gewesen sei, dass sich 
der Bürger vor Ort durch seine parlamen-
tarischen und verbandlichen Vertreter 
nicht vertreten fühle. Fazit: Eine Öffent-
lichkeitsbeteiligung nur unter Einbezie-
hung der Spitzen- und Dachverbände 
könne ins Leere laufen, wenn „die Basis“ 
die dabei erzielten Ergebnisse nicht mit-
trage.
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